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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Nicht nur der Gewerbeverband (SGV), auch die Gewerkschaften verloren bei den
Eidgenössischen Wahlen im Herbst 2019 Sitze im Parlament. Wie der Tages-Anzeiger
nach den Wahlen berichtete, wurden Corrado Pardini (sp, BE) und Nicolas Rochat
Fernandez (sp, VD) von der Unia, Philipp Hadorn (sp, SO) von der SEV, Thomas Ammann
(cvp, SG) von Transfair sowie Adrian Wüthrich (sp, BE) von Travailsuisse nicht
wiedergewählt. Der Travailsuisse-Vizepräsident, Jacques-André Maire (sp, NE) hatte
zudem bereits im Vorfeld angekündigt, dass er sich aus der Politik zurückziehen werde.
Es gab aber auch Zuwachs und Konstanten: Neu in das Parlament gewählt wurden SGB-
Präsident Pierre-Yves Maillard (sp, VD), VPOD-Präsidentin Katharina Prelicz-Huber (gp,
ZH), Greta Gysin (gp, TI), Geschäftsleitungsmitglied von Transfair, sowie die Unia-
Gewerkschaftssekretärin Tamara Funiciello (sp, BE). Wiedergewählt wurden die
Präsidentin des PVB Barbara Gysi (sp, SG), Transfair-Präsident Stefan Müller-Altermatt
(cvp, SO), Irène Kälin (gp, AG), Präsidentin der Gewerkschaft Arbeit Aargau, Samira Marti
(sp, BL), Präsidentin des VPOD Region Basel sowie Edith Graf-Litscher (sp, TG) und
Mathias Reynard (sp, VS) von den Gewerkschaftsbünden Thurgau und Wallis.

Der Tages-Anzeiger konstatierte, die Gewerkschaften seien mit diesen Wahlresultaten
«weit entfernt von der Stärke ihrer besten Tage», etwa als nach den Wahlen 2003 «je
nach Zählung» bis zu zwei Dutzend Ratsmitglieder der «gewerkschaftlichen Achse
angehörten». SGB-Präsident Maillard hingegen hatte keine Mühe mit dem Resultat –
neben dem Klima sei insbesondere auch die Frauenfrage bei diesen Wahlen einfach
wichtiger gewesen. Ferner fühle sich ja nach wie vor ein grosser Teil der SP mit den
Gewerkschaften verbunden, ohne dabei selbst Mitglied einer Gewerkschaft zu sein,
äusserte sich auch der nicht wiedergewählte Hadorn zur Lage. Möglich sei auch, dass
die Gewerkschaften längerfristig Opfer ihres eigenen Erfolges würden, liess er zudem
verlauten, da offenbar viele Menschen in der Schweiz unterdessen einen gewissen
Wohlstand geniessen könnten und dadurch gewerkschaftliche Themen in den
Hintergrund rückten. 1

WAHLEN
DATUM: 27.10.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Die Gewerkschaft Unia forderte wenige Tage nach dem Beschluss der
ausserordentlichen Massnahmen zur Eindämmung des Coronavirus im März 2020
auch striktere Massnahmen für Industrie und Gewerbe. Wie die Unia-Chefin Vania
Alleva in einem Interview mit dem «Blick» mitteilte, fordere sie, wie dies in den
Kantonen Genf und Tessin bereits umgesetzt worden sei, landesweit eine Schliessung
von Baustellen und von Betrieben, welche die geltenden Abstands- und
Hygienemassnahmen nicht ausreichend durchsetzen können. Denn während etwa ein
Banker im Homeoffice arbeiten und dadurch die vom Bund empfohlenen Hygiene- und
Abstandsregeln gut einhalten könne, so Alleva, müssten Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in der Industrie, im Detailhandel und im Gewerbe oder auf dem Bau
weiterhin ungeschützt ihrer beruflichen Tätigkeit nachgehen. Die Situation sei
tatsächlich paradox, meinte auch der Blick: Stünden drei Bauarbeiter nach Feierabend
auf der Strasse, ohne die geltenden Abstandsregeln einzuhalten, drohe ihnen eine
Busse – auf der Baustelle hingegen nicht. Längerfristig zielte die Forderung der Unia
darauf ab, dies teilte Alleva gegenüber dem Tages-Anzeiger mit, dass die
Arbeitgebenden nachhaltige und wirksame Schutzkonzepte erarbeiten sollen, um trotz
Pandemie den Arbeitsbetrieb aufrechterhalten zu können. Damit sollten letztlich
Entlassungen verhindert und ein Umgang mit der Krise gelernt werden.

Die Forderung der Unia, Gewerbe und Industrie weitgehend vorübergehend stillzulegen,
war umstritten: Der Tages-Anzeiger etwa fragte Alleva, ob sie «wahnsinnig» geworden
sei, und warf ihr vor, die Unia – auch Betreiberin der grössten Arbeitslosenkasse der
Schweiz – wolle doch nur von den Folgen der Krise profitieren. Mit den Bundeskrediten
zur Unterstützung der Wirtschaft wolle sie ferner der freien Marktwirtschaft den Garaus
machen, um den sozialistischen Traum einer reinen Staatswirtschaft wahr zu machen,
mutmasste die Zeitung weiter. Alleva tat diese doch happigen Vorwürfe aber als
«infame» und «völlig realitätsfremde» Unterstellung ab. Die Unia sei daran interessiert,
dass die Wirtschaft nach der Krise wieder in Schwung komme und niemand unter die
Räder gerate.
Rückendeckung erhielt Alleva von SGB-Präsident Pierre-Yves Maillard. Dieser sprach
sich nicht für einen totalen Shutdown aus, betonte aber, dass die Gesundheit der
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Arbeitnehmenden Priorität haben müsse. Die Diskrepanz zwischen den geltenden
Regeln im Privatleben und im Berufsleben sei nicht hinnehmbar, so Maillard gegenüber
dem «Blick». 2

L'Union syndicale suisse s'est engagée contre la loi sur l'e-ID soumise à votation le 7
mars 2020. Dans son communiqué de presse, l'USS ne remet pas en cause la nécessité
de disposer d'une identification sécurisée et fiable en ligne, mais veut à tout prix éviter
de confier cette tâche à des entreprises privées, comme l'a affirmé son président
Pierre-Yves Maillard: «Tout le monde admet désormais la pénétration marchande de
nos intimités par des géants commerciaux, qui accumulent et commercialisent nos
données, ouvre des dangers inédits. Ce danger touche désormais la base même de nos
démocraties. Dans ce contexte, privatiser notre identité numérique est une folie.»
La loi sur l'identité électronique est en revanche soutenue par Economiesuisse,
l'association des communes suisses et l'union des villes suisses. 3
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1) AZ, 9.9.19; TA, 28.10.19
2) Blick, 23.3., 24.3., 25.3.20; TA, 28.3.20; TG, 16.4.20
3) Communiqué de presse USS du 2 février 2021
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